
Beratungsangebot ist gefährdet
Dem Kanton Graubünden droht der Verlust des Beratungsangebots Arbeit und Beruf der Frauenzentrale Graubünden.

Der Bund stellt die Finanzhilfen für die Fachstelle ab 2019 ein. Nun erhält sie Unterstützung aus dem Grossen Rat.

▸ NA DJA M AU R E R
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«Just zum Zeitpunkt des zwanzig-
jährigen Bestehens des Gleichstel-
lungsgesetzes wird ein wesentli-
cher Artikel des Gleichstellungsge-
setzes, für den viele Frauen ge-
kämpft haben, faktisch ausser Kraft 
gesetzt.» In einem offenen Brief von 
Mitte Juni wehren sich elf betroffe-
ne Beratungsstellen in der Schweiz, 
die mit Finanzhilfen nach Gleich-
stellungsgesetz finanziert werden,
gegen die Streichung der Bun-
desbeiträge – darunter auch die
Frauenzentrale Graubünden. Seit
20 Jahren bietet das Gleichstel-
lungsgesetz dem Bund unter ande-
rem die Möglichkeit, private Insti-
tutionen, die Frauen im Erwerbsle-
ben Beratung und Information bie-
ten sowie die Wiedereingliederung 
von Frauen und Männern fördern, 
Finanzhilfen zu gewähren. 

Diese Mittel werden nun schritt-
weise eingestellt, ab 2019 ist ganz 
Schluss. Diesen Entscheid hatte das 
Eidgenössische Departement des 
Innern (EDI) von Bundesrat Alain 
Berset Anfang April dieses Jahres 
bekannt gemacht. Stattdessen will 
das EDI die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie und die Verwirklichung 
der Lohngleichheit direkt in den 
Unternehmungen fördern. Erst letz-
te Woche unterbreitete der Bundes-
rat dem Parlament den Vorschlag, 
zusätzliche 100 Millionen Franken 
für die Förderung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie zur Verfü-
gung zu stellen. Das EDI ist ausser-
dem der Ansicht, dass die Dienst-
leistungen der elf Beratungsstellen 
mittlerweile von den Regionalen 
Arbeitsvermittlungszentren oder 
von den kantonalen Berufsbera-
tungsstellen angeboten würden.

100 000 Franken gestrichen

Die Frauenzentrale Graubünden, 
die seit 1997 mit der Fachstelle 
Arbeit und Beruf Rechtsberatung 
und Begleitung im Arbeits- und 
Gleichstellungsrecht anbietet, wur-
de bislang mit rund 100 000 Fran-
ken pro Jahr vom Bund mit Finanz-

hilfen unterstützt, wie von Stellen-
leiterin Annetta Simeon zu erfahren 
war. 25 000 Franken jährlich gab es 
in den letzten Jahren zudem vom 
Kanton. Wohlgemerkt werden diese 
Mittel auch für die Öffentlichkeits-
arbeit sowie für Informations- (bei-
spielsweise Schulungen) und Sensi-
bilisierungsarbeit (wie das Lohn-
mobil) eingesetzt. Zudem steht hin-
ter dem Beratungsangebot der Frau-
enzentrale mit Simeon nicht nur 
eine Juristin, sondern eine ganze 
Institution mit Geschäftsstelle und 
Vorstand. 

Mit den Mitteln von Bund und 
Kanton konnte die Frauenzentrale 
die Beratungen – es sind laut Si-
meon durchschnittlich 140 berate-
ne Personen im Jahr und insgesamt 
350 Beratungsstunden – bislang 
kostengünstig anbieten. Dies sowie 

die Niederschwelligkeit des Ange-
bots seien wichtige Punkte, denn 
«wir ziehen nicht die reichen Leute 
an, sondern jene, die in Branchen 
mit tiefen Löhnen arbeiten und sich 
bei auftretenden juristischen Pro-
blemen oft nicht oder nur ungenü-
gend zur Wehr setzen können», so 
die Stellenleiterin. Ohne die Bun-
desgelder jedoch müsste die Frau-
enzentrale die Beratungen zumin-
dest kostenneutral anbieten, was 
Tarife zwischen 150 bis 200 Franken 
pro Stunde bedeuten würde. «Das 
wollen wir nicht, denn so schliessen 
wir einen Teil der Bevölkerung aus.» 

Bedauern über den Entscheid 
des Bundes ist auch von Silvia Hof-
mann, Gleichstellungsbeauftragte 
des Kantons Graubünden, zu hören. 
«Beim Beratungsangebot der Frau-
enzentrale handelt es sich um ein 

sehr traditionsreiches und nieder-
schwelliges Angebot, das speziell 
auf Frauen ausgerichtet ist, die 
sonst keine massgeschneiderte Be-
ratung nach Gleichstellungsgesetz 
erhalten», erklärte sie. Das Angebot 
sei auch eine Errungenschaft der 
Frauenbewegung in Graubünden. 
«Es ist völlig unklar, woher die Frau-
enzentrale so viel Geld generieren 
will, um das Beratungsangebot auf 
diesem Niveau weiterbetreiben zu 
können», konstatierte Hofmann.

Kann der Kanton einspringen? 
Grundsätzlich nein, sagte Andrea 
Stadler, Departementssekretärin
des Erziehungs-, Kultur- und Um-
weltschutzdepartements (Ekud).
Ziehe der Bund seine Subventionen 
zurück oder reduziere er diese, tue 
dies in der Regel auch der Kanton. 
Im konkreten Fall aber habe man 
departementsintern einen Vorent-
scheid getroffen, liess Stadler wis-
sen. So werde der Kanton das Ange-
bot weiterhin mit jährlich 25 000 
Franken unterstützen – voraus-
gesetzt, der Grosse Rat werde den 
Kredit genehmigen. Die vierjähri-
ge Leistungsvereinbarung mit der 
Frauenzentrale läuft Ende dieses 
Jahres ab. Mehr Mittel, so Stadler, 
stünden dem Kanton nicht zur Ver-
fügung. Es sei denn, der Grosse Rat 
würde mehr Geld sprechen. «Das ist 
in den letzten Jahren beim Budget 
aber nur in ganz wenigen Ausnah-
men geschehen», betonte sie. Zu-
letzt vor zwei Jahren, als der Grosse 
Rat für die Kultur eine halbe Million 
Franken mehr beschlossen hatte.

Grossrätin prüft auch Vorstoss

Unterstützung aus dem Bündner 
Parlament ist der Frauenzentrale 
gewiss. Wie von SP-Grossrätin San-
dra Locher Benguerel zu erfahren 
war, steht sie mit den Verantwortli-
chen in Kontakt. Es würden derzeit 
Abklärungen und Gespräche durch-
geführt. «Wir loten alle Möglichkei-
ten aus, wie das Angebot aufrecht-
erhalten werden kann», so Locher. 
Dazu gehöre auch das Prüfen einer 
parlamentarischen Initiative. «Wir 
dürfen nicht aufgeben, denn der 
Wegfall dieser Fachstelle wäre eine 
Dienstleistungs- und Angebotsein-
busse für die Menschen in Graubün-
den. Wir müssen dafür sorgen, dass 
diese Lücke nicht entsteht», beton-
te sie.

Seit 20 Jahren berät und begleitet die Frauenzentrale Graubünden in 
Angelegenheiten rund um das Arbeits- und Gleichstellungsrecht. (YB)

IG Tujetsch: Dialog 
statt Einsprachen
Gestern hat die Interessengemeinschaft (IG) der
auswärtigen Zweitwohnungsbesitzer von
Tujetsch ihre erste Generalversammlung
abgehalten. Die Startbilanz fällt positiv aus.

SEDRUN Am Samstag zum zweiten Mal ein von der 
Gemeinde organisierter geselliger Anlass mit Wan-
derung und Gesprächen, gestern Sonntag die erste 
Generalversammlung des Vereins: Die IG Tujetsch 
unter dem Präsidium von alt Nationalrätin Vreni 
Müller-Hemmi (Zürich) hat ein ereignisreiches Wo-
chenende hinter sich. Gut 300 Mitglieder hat die im 
September 2015 gegründete IG mittlerweile, «Ten-
denz steigend», so Müller-Hemmi, immerhin gebe 
es bei total rund 1000 Tujetscher Zweitwohnungen 
im Besitz von Auswärtigen noch weiteres Potenzial 
nach oben. Die hohe Mitgliederzahl sei auch eine 
Bestätigung der Absicht, die die IG verfolge: In ers-
ter Linie auf den konstruktiven Dialog mit der Ge-
meinde zu setzen. «Das zeigt: Es kann auch anders 
gehen. Wir wollten nicht mit Einsprachen gegen die 
neuen Taxen vorgehen, wir nehmen sie als gege-
ben.» Ein zentrales Ziel, das man im ersten Vereins-
jahr bereits erreicht habe: «Wir konnten uns wirk-
lich Transparenz verschaffen über die Einnahmen 
und Ausgaben im Bereich der Taxen» – damit habe 
man die Basis für einen Dialog auf Augenhöhe. 

Loipe wird für Gästekartenbesitzer gratis

Unter anderem weiss die IG heute, dass die Zweit-
wohnungsbesitzer im Rahmen des Tourismusta-
xengesetzes rund 750 000 Franken im Jahr bezah-
len. Das sind in Tujetsch laut Müller-Hemmi etwa 
70 Prozent der Einnahmen aus diesem Gesetz. «Für 
uns ist das eine wichtige Arbeits- und Diskussions-
grundlage.» Die IG wünscht unter anderem, dass 
ein essenzieller Teil der Einnahmen zugunsten der 
Zweitwohnungsbesitzer verwendet wird. Natür-
lich gehe man zudem davon aus, dass die Taxen vor-
derhand stabil bleiben würden. «Sollte es dereinst 
Gründe geben, sie zu erhöhen, erwarten wir den 
Einbezug der IG in die Diskussion.» Einen Pflock ha-
be man auch bereits einschlagen können bezüglich 
Gegenleistung der Gemeinde in der Wintersaison: 
Die Benutzung der Langlaufloipe im Tal werde in 
Zukunft Teil der Gästekarte sein. Sehr gut sei die Zu-
sammenarbeit mit dem Gemeindepräsidenten Beat 
Roeschlin, sagt Müller-Hemmi. Man werde auch 
mindestens vier offizielle Treffen zwischen IG und 
Gemeinde pro Jahr haben. (JFP)

Camping Gravas wird 
an neue Pächter vergeben
LENZERHEIDE Der Camping Gravas auf der Len-
zerheide erhält neue Pächter. Per 1. November 2016 
übernehmen die Gebrüder Christoph und Ale-
xander Nadig aus Lantsch/Lenz den Camping mit 
30 Stellplätzen und 80 festen Plätzen. Die Bürgerge-
meindeversammlung wurde am Freitag über den 
Entscheid des Bürgerrates informiert, wie Präsi-
dent Marcus Lenz gestern auf Anfrage sagte. 

Die Bürgergemeinde Vaz/Obervaz hatte den 
Camping neu ausgeschrieben, nachdem der Ver-
trag mit dem langjährigen Pächter Touring Club 
Schweiz (TCS) gekündigt worden war. Die Neuver-
gabe hatte für Kritik gesorgt (BT vom 18. April, siehe 

auch Leserbrief Seite 2). Unter den Bewerbern war 
auch die Familie Frischknecht, die den Camping 
Gravas seit 1952 in der zweiten Generation führt. Ihr 
Projekt für die vom Bürgerrat gewünschte Neuaus-
richtung des Campings konnte sich laut Lenz aller-
dings nicht durchsetzen. Die Vergabe sei nach kla-
ren Kriterien erfolgt. Nun werde die Zonenplanän-
derung in Angriff genommen für die Erweiterung 
des Campings. Diese beinhaltet auch eine Verle-
gung der 30er-Zone-Strasse, die durch den Cam-
pingplatz führt. Bis 2020 würden notwendige Sa-
nierungsarbeiten auf dem Camping anstehen. Laut 
Lenz beträgt das Kostendach rund 70 000 Franken. 
Nach 2020 soll der Camping neu ausgerichtet wer-
den. Dieses Projekt werde nun aufgegleist. (NM)

Der Camping Gravas befindet sich in einem 
Wäldchen mitten im Dorf. (FOTO OLIVIA ITEM)

Änderungen in der Agrarpolitik gefordert
Im Rahmen der Forumsveranstaltungen des Klosters Disentis sprach Markus Ritter, 

Präsident des Schweizer Bauernverbandes und Nationalrat, zur Landwirtschaft und deren Herausforderungen.

Zur Begrüssung im Peter-Kaiser-
Saal des Klosters führte Pater Pir-
min Gnädinger aus, Markus Ritter 
sei nicht der grösste Bauer in der 
Schweiz, aber der höchste als Präsi-
dent des Schweizer Bauernverban-
des (SBV). Dieser habe in einem 
gewissen Sinn die Aufgabe eines 
Schafhirten, der seine Herde zu-
sammenhalten müsse. Markus Rit-
ter betonte in seinen Ausführungen, 
wie wichtig es sei, die Landwirt-
schaft in einer Richtung zu bewe-
gen, um gemeinsam Positionen ein-
zubringen. Je geschlossener man 
vorgehe, desto grösser seien die 
Aussichten auf Erfolg. 

Starker Strukturwandel

Es habe in der Landwirtschaft in 
den letzten Jahrzehnten ein star-
ker Strukturwandel stattgefunden. 
Zählte man im Jahr 1990 noch über 
90 000 Betriebe, so nahm diese
Zahl bis im Jahr 2015 auf 53 000 ab. 
Die mittlere Nutzfläche pro Betrieb 

nahm demgegenüber von rund
11 Hektaren auf 19,4 Hektaren
zu. Der Anteil der Landwirtschaft
am Konsumentenfranken sei auf
30 Prozent gesunken, und die Wert-
schöpfung gerate immer stärker
unter Druck. Die Landwirtschaft
mit tierischer Produktion in der
Schweiz sei grundsätzlich gut auf-
gestellt, Konsumenten und Gesell-
schaft hätten grosses Vertrauen in 
die Schweizer Produktion, und 
schliesslich gelte es, die mit der 
Landwirtschaft verbundenen ge-
meinwirtschaftlichen Leistungen 
zu erwähnen. 

Bauern sind unzufrieden

Die Bewertung der Agrarpolitik falle 
aufgrund einer Umfrage bei den 
Bauernfamilien ungenügend aus, 
im Durchschnitt generell und auch 
in Detailpunkten. Es gebe bei der 
Beurteilung grosse Unterschiede, so 
Ritter. Das höhere Berggebiet käme 
beispielsweise zu einer positiven 

Beurteilung, während im Tal die Ab-
lehnung am grössten sei. Die häu-
figsten Kritikpunkte seien unter an-
derem: administrativer Aufwand, 
ungenügende und unvollständige 
Informationen, Unsicherheit be-
züglich Anforderungen und zu kur-
ze Anpassungszeit. Trotz hoher Un-
zufriedenheit wünschten fast 60 
Prozent der Antwortenden mehr 
Stabilität in der nächsten Periode 
der Agrarpolitik.

Gemäss einer Vision des SBV
und der Initiative für Ernährungssi-
cherheit sollen Bauernfamilien mit 
ihrer Tätigkeit bei marktorientier-
tem Handeln und einer effizienten 
Bewirtschaftung ein Einkommen 
erzielen können, das mit dem Ein-
kommen anderer Berufe vergleich-
bar ist. Auf Basis des bestehenden 
Marktpotenzials soll das Produk-
tionsvolumen beibehalten, bezie-
hungsweise aufgrund des techni-
schen Fortschritts erhöht werden. 
Die Vielfältigkeit der Schweizer

Landwirtschaft gelte es zu erhalten, 
bekräftigt Ritter.

Sich unternehmerisch verhal-
tende Bauernfamilien sollen auf 
ausgeglichenen Märkten kostende-
ckende Produzentenpreise erzielen 
und einen angemessenen Anteil an 
der Wertschöpfung haben. Der ad-
ministrative Aufwand müsse gering 
gehalten und eine angemessene In-
vestitionssicherheit gewährt wer-
den. Es gelte, das Wissenssystem 
in der Landwirtschaft in der For-
schung, Beratung und Bildung zu 
stärken. Die Umsetzung dieser und 
weiterer Anliegen soll durch die 
Agrarpolitik 2022+, die Revision des 
Raumplanungsgesetzes und eine 
Verlängerung des Gentechnikgeset-
zes erfolgen. Damit sollen Perspek-
tiven geschaffen werden für die 
Bauernfamilien und eine kommen-
de Generation. «Die Zukunft wollen 
wir in diesem Sinn selber gestal-
ten», schloss Markus Ritter mit sei-
nen Ausführungen. GIERI DERMONT
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